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(Nr. 13761.) Satzung der Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt. Vom 21. Juni 1932, 


Auf Grund des 8 11 der Verordnung über die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt vom 
4. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 175) wird die nachſtehende Satzung der Preußiſchen Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt erlaſſen. 


Berlin, den 21. Juni 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Minifterpräfibenten: 
Hirtſiefer. Klepper. 


Satzung der Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt. 
8 1. 

() Die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes mit 
eigener juriſtiſcher Perſönlichkeit. Ihre Tätigkeit beſchränkt ſich auf Preußen. 

(2) Die Tätigkeit der Anſtalt iſt e gemeinnützig. Sie dient unter Ausſchluß des 
Erwerbszwecks dem allgemeinen Beſten. Im übrigen führt ſie ihre Geſchäfte nach kaufmänniſchen 
und wirtſchaftlichen Grundſätzen. 

8) Die Anſtalt ſteht unter der Aufſicht des Miniſters für Volkswohlfahrt und des Finanz⸗ 
miniſters. 

(4) Sie hat ihren Sitz in Berlin und kann an anderen Orten nach dem Ermeſſen des Ver⸗ 
waltungsrats und mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter Zweigſtellen errichten. ö 


82. 

(1) Die Wohnungskreditanſtalt verwaltet nach Richtlinien der zuſtändigen Miniſter die Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken, die aus den ſtaatlichen Hauszinsſteueranteilen für die Bautätigkeit ſtammen. 

2) Die Anſtalt hat die Aufgabe, zur Förderung des Kleinwohnungsbaues und der Gründung 
von Siedlungen zweitſtelligen, in der Hauptſache nicht landwirtſchaftlichen Grundkredit zu gewähren 
oder zu gewährleiſten. Der zweitſtellige Grundkredit muß überwiegend der Errichtung von Ein⸗ 
und Zweifamilien⸗Kleinhäuſern mit Gartenland dienen mit dem Ziele, die Abwanderung vom 
Lande zu beſchränken und die Abwanderung aus den Städten zu ſtärken. 

(3) Der Anſtalt können ſonſtige mit der Finanzierung von Kleinwohnungsbauten und Sied⸗ 
lungen in Verbindung ſtehende Aufgaben für fremde Rechnung durch die zuſtändigen Miniſter 
übertragen werden. 

8 3. 

(1) Die Wohnungskreditanſtalt gewährt und gewährleiſtet zweitſtelligen Grundkredit: 

a) für die Errichtung von Einfamilien⸗Kleinhäuſern mit Gartenland, beſonders dann, wenn 
ſie in zuſammenhängenden Siedlungen errichtet werden, und, ſoweit das Einfamilien⸗ 
haus in Gebietsteilen nicht üblich, für die Errichtung von Zweifamilien Kleinhäuſern mit 
Gartenland; 
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b) für die Errichtung von Mehrfamilienhäuſern im Flachbau mit Gartenland; 
e) ausnahmsweiſe für die Errichtung von Mietwohnungen in Mittelhäuſern, insbeſondere 
ſolchen, die auf gemeinnütziger Grundlage errichtet ſind. 

E) Die Gewährung und Gewährleiſtung von Darlehen iſt auch zuläſſig auf Erbbaurechte 
nach Maßgabe der beſonderen für Erbbaurechte ergangenen geſetzlichen Beſtimmungen. 

(3) Die Beleihungs⸗ und Verbürgungstätigkeit der Anſtalt (Abs. 1) kann in den durch 8 2 
Abſ. 2 gezogenen Grenzen durch Beſchluß des Verwaltungsrats mit Genehmigung der zuſtändigen 
Miniſter erweitert werden. 


„ 
(1) Die Wohnungskreditanſtalt darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
a) langfriſtige, ſeitens des Gläubigers unkündbare Darlehen aufnehmen und weitergeben; 
neben Tilgungsdarlehen können auch Darlehen aufgenommen werden, die wenigſtens 
zehn Jahre unkündbar ſind; 5 
b) Bürgſchaften — auch ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaften — für zweitſtelligen Grundkredit 
übernehmen; g 
e) ſich an Unternehmungen zur Beſchaffung von Grundkredit beteiligen. Die Übernahme 
ſolcher Beteiligungen bedarf der Zuſtimmung des Verwaltungsrats und der Genehmigung 
der zuſtändigen Miniſter. Die Geſamtſumme der Beteiligungen darf in ihrem End⸗ 
betrage 10 vom Hundert des Grundkapitals und der geſetzlichen Rücklage nicht überſchreiten. 
(2) Der Anſtalt ſteht ein Recht zur Ausgabe von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
nicht zu. i 
\ S.5. 

Verfügbares Geld darf die Wohnungskreditanſtalt durch Anlegung bei geeigneten Kredit⸗ 
inſtituten, insbeſondere bei der Preußiſchen Staatsbank, Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt und 
Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, durch Ankauf ſolcher Wechſel und Wertpapiere, welche nach 
den Vorſchriften des Bankgeſetzes vom 30. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. II S. 235) angekauft 
werden können, nutzbar machen. 


f 8 6. 
Der Erwerb von Grundſtücken und Erbbaurechten iſt der Wohnungskreditanſtalt zur Ver⸗ 
hütung von Verluſten an den von ihr gewährten oder verbürgten Darlehen oder an den ihr zur 
Verwaltung übertragenen Mitteln geſtattet. 


8 7. ; 

Für die Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Wohnungskreditanſtalt aus ihren auf- 

genommenen Darlehen und aus ihren Bürgſchaftsverpflichtungen erwachſen, haftet der Preußiſche 
Staat gegenüber den Gläubigern der Anſtalt wie ein Bürge. 


8 8. 

(1) Das Grundkapital der Wohnungskreditanſtalt beſteht 

a) aus einer Stammeinlage des Preußiſchen Staates, die für die Zeit des Beſtehens der 
Anſtalt gewährt wird; | 

b) aus denjenigen Stammeinlagen, mit denen ſich das Reich oder andere Körperſchaften 
oder Anſtalten des öffentlichen Rechtes beteiligen. 

(2) Die Mindeſtſtammeinlage beträgt 100 000 Reichsmark. 

(3) Die Stammeinlage des Preußiſchen Staates beträgt 10 Millionen Reichsmark. 

(4) Die Übernahme von Stammeinlagen aus Anlaß der Errichtung der Anſtalt erfolgt 

durch eine Erklärung gegenüber den zuſtändigen Miniſtern; die fpätere Übernahme und Abtretung 
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von Stammeinlagen iſt durch eine Erklärung gegenüber dem Vorſtande zu bewirken. Sie bedarf 
der Zuſtimmung der Hauptverſammlung und der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 
(6) Der Gewinnanteil auf das Grundkapital darf höchſtens 5 vom Hundert betragen. 


89. 

(1) Die von der Wohnungskreditanſtalt zu gewährenden Darlehen find durch Eintragung 
im Grundbuch dinglich zu ſichern. Sie dürfen einſchließlich vorhergehender oder gleichſtehender 
Grundpfandrechte 80 vom Hundert des dauernden Wertes des Grundſtücks, der ſowohl nach dem 
Ertragswert als auch nach dem Verkaufswerte des zu beleihenden Grundſtücks gerechtfertigt iſt, 
nicht überſteigen. Für Grundſtücke mit Wohnungen bis zu 60 qm Wohnfläche darf die Be⸗ 
leihungsgrenze nicht über 90 vom Hundert des dauernden Wertes des Grundſtücks hinausgehen, 
keinesfalls aber 80 vom Hundert der Geſamtkoſten des bebauten Grundſtücks überſteigen. Die 
Beleihungen ſind auf Grund einer beſonderen Schätzungsordnung vorzunehmen, welche der Zu⸗ 
ſtimmung des Verwaltungsrats und der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedarf. 

Für die Beleihung von Erbbaurechten können in der Schätzungsordnung beſondere Be⸗ 
ſtimmungen vorgeſehen werden. ö 


(2) Die von der Anſtalt zu gewährenden Darlehen ſollen mit mindeſtens 1 vom Hundert 
des urſprünglichen Betrags unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen getilgt werden. Sind auch 
die dem Darlehn der Anſtalt im Range vorhergehenden Hypotheken Tilgungshypotheken, ſo darf 
die Tilgung der Darlehen der Anſtalt ſoweit herabgeſetzt werden, daß auf die Darlehen der Anſtalt 
und auf die im Range vorhergehenden Hypothekendarlehen insgeſamt jährlich mindeſtens 
% vom Hundert der urſprünglichen Beträge unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen 
getilgt wird. 

(3) Die den Darlehen der Anſtalt vorhergehenden Hypothekendarlehen ſollen in der Regel 
Tilgungshypotheken und ſeitens der Gläubiger unkündbar gewährt ſein. Von der Vorausſetzung 
der Unkündbarkeit kann insbeſondere abgeſehen werden, wenn und ſolange eine öffentliche Spar⸗ 
kaſſe oder ein Träger der reichsgeſetzlichen Kranken-, Unfall-, Invaliden⸗, Hinterbliebenen⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung Gläubigerin einer vorgetragenen Tilgungshypothek iſt. 


() Die Richtlinien für die Gewährung von Darlehen ſowie die allgemeinen Darlehns⸗ 
bedingungen der Anſtalt werden vom Vorſtand mit Zuſtimmung des Verwaltungsrats feſtgeſetzt. 
Sie bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 

(5) Die Anſtalt iſt berechtigt, zur Deckung der durch die Darlehnsgewährung und verwaltung 
entſtehenden Koſten von dem Darlehnsnehmer Beiträge zu erheben. Über die Höhe der Beiträge 
treffen die allgemeinen Darlehnsbedingungen Beſtimmung. 


8 10. 


Für die Übernahme von Bürgſchaften durch die Wohnungskreditanſtalt gelten die Beſtim⸗ 
mungen des § 9 entſprechend. 


§ 11. 


() Zur Deckung von Ausfällen aus den Darlehen der Wohnungskreditanſtalt, die nicht vom 
Preußiſchen Staate aufgenommen ſind, ſowie aus den Bürgſchaftsverpflichtungen iſt bei der Anſtalt 
ein Bürgſchaftsſicherungsfonds zu bilden und geſondert von dem übrigen Vermögen der Anſtalt 
zu verwalten. 

(2) Die Anſtalt iſt berechtigt, für die Gewährung von Darlehen und die Übernahme von 
Bürgſchaften Beiträge für den Bürgſchaftsſicherungsfonds zu erheben. Über die Höhe der Beiträge 
treffen die allgemeinen Bedingungen (8 10) Beſtimmung. 


(3) Dem Bürgſchaftsſicherungsfonds wachſen die aus der Verwaltung aufkommenden Ein⸗ 
nahmen zu. Die Beſtände des Bürgſchaftsſicherungsfonds ſind liquide, insbeſondere in preußiſchen 
Schatzanweiſungen, anzulegen. 
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(4) Die aufzunehmenden Darlehen, ſoweit ſie nicht der Anſtalt vom Preußiſchen Staate 
gewährt werden, und die Bürgſchaftsverpflichtungen dürfen insgeſamt das 15 fache des jeweils 
verfügbaren Bürgſchaftsſicherungsfonds nicht überſteigen. 


8 12. 


() Die Aufficht über die Wohnungskreditanſtalt, die von den zuſtändigen Miniſtern ausgeübt 
wird, erſtreckt ſich auf den ganzen Geſchäftsbetrieb der Anſtalt und dauert auch nach deren Auf⸗ 
löſung bis zur Beendigung der Liquidation fort. 

(2) Zur Überwachung der laufenden Geſchäftsführung, insbeſondere der Darlehnsgewährung 
und Bürgſchaftsübernahme, wird ſeitens dieſer Miniſter ein beſonderer Staatskommiſſar und ein 
Stellvertreter des Staatskommiſſars beſtellt. 

(8) Die Aufſichtsbehörde ift befugt, alle Anordnungen zu treffen, welche erforderlich ſind, um 
den Geſchäftsbetrieb der Anſtalt mit den Geſetzen, der Satzung und den ſonſt in verbindlicher Weiſe 
getroffenen Beſtimmungen im Einklang zu erhalten. i 

(4) Die Aufſichtsbehörde iſt namentlich befugt, 

a) jederzeit die Bücher und Schriften der Anſtalt einzuſehen ſowie den Beſtand der Kaſſe 
und die Beſtände an Wertpapieren zu unterſuchen, 

b) von den Verwaltungsorganen der Anſtalt Auskunft über alle Geſchäftsangelegenheiten 
zu verlangen, 

e) einen Vertreter in die Hauptverſammlung und in die Sitzungen der Verwaltungsorgane 
zu entſenden, die Berufung der Hauptverſammlung, die Anberaumung von Sitzungen der 
Verwaltungsorgane ſowie die Ankündigung von Gegenſtänden zur Beſchlußfaſſung zu 
verlangen und, wenn dem Verlangen nicht entſprochen wird, die Berufung, Anberaumung 
oder Ankündigung auf Koſten der Anſtalt ſelbſt vorzunehmen, 

d) die Ausführung von Beſchlüſſen oder Anordnungen zu unterſagen, die gegen das Geſetz, 
die Satzung oder ſonſt in verbindlicher Weiſe getroffene Beſtimmungen verſtoßen. 


(6) Die Anſtalt hat dem Staate die in Ausübung der Staatsaufſicht entſtehenden beſonderen 
Aufwendungen zu erſtatten. Für die Tätigkeit des Staatskommiſſars und ſeines Vertreters iſt 
von der Anſtalt eine von der Aufſichtsbehörde feſtzuſetzende Vergütung an die Staatskaſſe zu 
entrichten. 


8 13. 


Die Organe der Wohnungskreditanſtalt ſind der Vorſtand, der Verwaltungsrat und die 
Hauptverſammlung. 


8 14. 


(1) Die unmittelbare Verwaltung der Wohnungskreditanſtalt führt unter Aufſicht des Ver⸗ 
waltungsrats der Vorſtand. Er hat ſeinen Sitz in Berlin und beſteht aus einem oder mehreren 
von der Hauptverſammlung gewählten ordentlichen Mitgliedern (Direktoren), deren Anſtellungs⸗ 
bedingungen die Hauptverſammlung feſtſetzt. Außerdem können von der Hauptverſammlung ſtell⸗ 
vertretende Vorſtandsmitglieder gewählt werden. Die ordentlichen und die ſtellvertretenden 
Vorſtandsmitglieder können ſowohl hauptamtlich wie nebenamtlich beſtellt werden. Ein Vorſtands⸗ 
mitglied muß zum Richteramt befähigt ſein. f 

(2) Die Vorſtandsmitglieder ſind mittelbare preußiſche Staatsbeamte; die Wahl und Ab⸗ 
berufung der ordentlichen und ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder bedarf der Beſtätigung durch 
die zuſtändigen Miniſter. Sonſtige Angeſtellten können Beamteneigenſchaft auf Vorſchlag des 
Verwaltungsrats mit Genehmigung der zuſtändigen Miniſter erlangen. Dienſtvorgeſetzter der nicht 
zum Vorſtand gehörigen Beamten iſt der Vorſtand. 

(2) Das erſte ordentliche Vorſtandsmitglied führt in den Sitzungen des Vorſtandes den 
Vorſitz und wird in Fällen der Behinderung in einer im voraus zu beſtimmenden Reihenfolge 
durch eines der anderen ordentlichen oder ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieder vertreten. 
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(4) Die Höhe des Dienſteinkommens der ordentlichen und ſtellvertretenden Vorſtandsmit⸗ 
glieder wird in Anlehnung an die jeweiligen Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
geregelt. Die Anſtellung erfolgt auf Zeit nach Maßgabe der von der Hauptverſammlung zu 
beſtimmenden, in die Anſtellungsurkunde aufzunehmenden Bedingungen. 

(6) Als Ausweis der Vertretungsbefugnis dient bei den ordentlichen und ſtellvertretenden 
Vorſtandsmitgliedern das Beſtätigungsſchreiben der zuſtändigen Miniſter. Der Vorſtand hat die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde. 

Sb. 

(1) Der Vorſtand verwaltet und leitet die Angelegenheit der Wohnungskreditanſtalt und 
vertritt ſie gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Bei feiner Geſchäftsführung hat der Vorſtand die vom Verwaltungsrat erlaſſene Dienſt⸗ 
anweiſung zu beachten. 

(3) Schriftliche Erklärungen der Anſtalt erfolgen unter der Unterſchrift „Preußiſche 
Wohnungskreditanſtalt“ und ſind zu vollziehen, wenn der Vorſtand aus einer Perſon beſteht, von 
dieſer, ſobald jedoch der Vorſtand aus mehreren Mitgliedern beſteht, durch zwei Vorſtandsmitglieder 
oder durch ein Vorſtandsmitglied und einen Bevollmächtigten. Der Unterſchrift eines ordentlichen 
Vorſtandsmitglieds ſteht die Unterſchrift eines ſtellvertretenden Vorſtandsmitglieds gleich. 

(4 Die Beſtellung von Bevollmächtigten, die zuſammen mit einem Vorſtandsmitgliede die 
Anſtalt vertreten (Abſ. 3), erfolgt durch den Vorſtand mit Zuſtimmung des Verwaltungsrats. 
Sonſtige Bevollmächtigte werden durch den Vorſtand beſtellt. 

6) Iſt eine Willenserklärung der Anſtalt gegenüber abzugeben, jo genügt die Abgabe gegen— 
über einem ordentlichen oder ſtellvertretenden Mitgliede des Vorſtandes. 

(6) Die innerhalb des Geſchäftskreiſes der Anſtalt unter Beidruck des Siegels vom Vorſtand 
ausgeſtellten Urkunden haben die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden. Sie müſſen, falls der Vor⸗ 
ſtand aus einer Perſon beſteht, von dieſer, ſonſt von zwei ordentlichen oder ſtellvertretenden Vor— 
ſtandsmitgliedern vollzogen werden. Durch Beſchluß des Verwaltungsrats können auch Angeſtellte, 
denen mittelbare Staatsbeamteneigenſchaft verliehen iſt, zuſammen mit einem Vorſtandsmitgliede 
zur Vollziehung von öffentlichen Urkunden ermächtigt werden. 

(7) Defektenbeſchlüſſe des Vorſtandes find ohne weiteres vollſtreckbar. 


§ 16. 

Die Vorſtandsmitglieder, deren Stellvertreter und diejenigen Angeſtellten der Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt, die Beamteneigenſchaft haben (§ 14), unterſtehen der Beamtendienſtſtrafordnung vom 
27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59). Dienſtvorgeſetzte der Mitglieder des Vorſtandes find der 
Miniſter für Volkswohlfahrt und der Finanzminiſter. Die Einleitung des Diſziplinarverfahrens 
wird bei Vorſtandsmitgliedern von der Aufſichtsbehörde, bei den nicht zum Vorſtand gehörenden 
Beamten vom Vorſtand verfügt. 

Sel7e 

() Der Verwaltungsrat wird von der Hauptverſammlung beſtellt und abberufen. Bei der 
Beſtellung ſollen auch Vertreter ſolcher Organiſationen berückſichtigt werden, deren Mitwirkung 
für die Aufgaben der Wohnungskreditanſtalt von beſonderer Bedeutung iſt. 

(2) Die Beſtellung von Stellvertretern iſt zuläſſig. Die Stellvertreter ſind berechtigt, im 
Falle der Behinderung des ordentlichen Vertreters an den Sitzungen des Verwaltungsrats 
teilzunehmen. 

(8) Der Verwaltungsrat wählt in feiner erſten Sitzung aus der Zahl ſeiner Mitglieder einen 
Vorſitzenden und zwei Stellvertreter des Vorſitzenden. Alle drei Jahre findet eine Neuwahl ſtatt. 
Die Wahlen bedürfen der Beſtätigung durch die zuständigen Miniſter. 


8 18. 


Der Verwaltungsrat überwacht die Geſchäftsführung des Vorſtandes und die geſamte Ver⸗ 
waltung der Wohnungskreditanſtalt. 
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Er iſt namentlich verpflichtet, 

a) jährlich mindeſtens zweimal eine außerordentliche Prüfung der Kaſſenführung durch zwei 
ſeiner Mitglieder vornehmen zu laſſen, die Jahresrechnung, die Bilanz und die Vor⸗ 
ſchläge über die Gewinnverteilung zu prüfen und, ſoweit keine Erinnerungen be⸗ 
ſtehen, bei der Hauptverſammlung die Entlaſtung der Vorſtandsmitglieder zu beantragen, 

b) alle ihm obliegenden Anordnungen zur Ausführung der Satzung zu treffen, 

c) die Dienſtanweiſung für den Vorſtand zu erlaſſen, 

d) über die gegen die Vorſtandsmitglieder der Anſtalt eingehenden Beſchwerden zu ent⸗ 
ſcheiden. 


§ 19. 

() Jährlich findet eine ordentliche Verſammlung des Verwaltungsrats ſtatt; außerordentliche 
Verſammlungen finden ſtatt, ſo oft der Vorſitzende, drei Mitglieder des Verwaltungsrats oder der 
Vorſtand es verlangen. Die Vorſtandsmitglieder nehmen mit beratender Stimme an den 
Sitzungen des Verwaltungsrats teil, ſoweit es ſich nicht um perſönliche oder dienſtliche Angelegen⸗ 
heiten derſelben handelt. 

(2) Die Einladungen zur Verſammlung erfolgen ſchriftlich auf Weiſung des Vorſitzenden oder 
ſeines Stellvertreters durch den Vorſtand mindeſtens drei Tage vorher unter Mitteilung ber Tages⸗ 
ordnung. 

(8) Der Verwaltungsrat iſt beſchlußfähig, wenn mindeſtens fünf Mitglieder und unter dieſen 
der Vorſitzende oder im Falle ſeiner Behinderung einer der Stellvertreter anweſend ſind. Beſchlüſſe 
werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als 
abgelehnt. 

(4) Über die Verhandlungen des Verwaltungsrats wird eine Niederſchrift angefertigt, die 
von dem Vorſitzenden zu unterzeichnen iſt. 

(6) Beſchlußfaſſung durch ſchviftliche Rundfrage iſt in eiligen Fällen zuläſſig, wenn der Vor⸗ 
ſitzende oder ſein Stellvertreter dies beſtimmt haben. Das Ergebnis einer ſchriftlichen Abſtimmung 
wird von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter feſtgeſtellt. 

(6) Beſchlüſſe des Verwaltungsrats, die das Intereſſe der Anſtalt oder des Staates verletzen, 
können vom Staatskommiſſar mit aufſchiebender Wirkung beanſtandet werden. Verbleibt der Ver⸗ 
waltungsrat bei ſeinem Beſchluſſe, ſo entſcheidet endgültig die Hauptverſammlung. 


§ 20. 


(0 Der Verwaltungsrat iſt befugt, aus ſeiner Mitte oder ſeinen Mitgliedern und denen des 
Vorſtandes Ausſchüſſe zu wählen, denen er für die Durchführung beſtimmter Aufgaben ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit übertragen kann. 


2) Dem Verwaltungsrate bleiben folgende Geſchäfte ausſchließlich vorbehalten: 

a) Genehmigung des vom Vorſtand vorgelegten Jahresberichts; 

b) Beſchlußfaſſung über die der Hauptverſammlung vorzulegende Jahresbilanz mit Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung; 

c) Vorſchlag an die Hauptverſammlung über die Verteilung des Reingewinns; 

d) Vorſchlag über die Entlaſtung des Vorſtandes; 

e) Vorſchläge für Abänderungen der Satzung; 

f) ſonſtige Vorlagen an die Hauptverſammlung. 


§ 21. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrats führen ihr Amt als Ehrenamt nach näherer Beſtimmung 
des Verwaltungsrats; ſie erhalten nur Tagegelder und Fahrkoſten, deren Höhe die Haupt⸗ 
verſammlung beſtimmt. 
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8 22. 
( Die Hauptverſammlung beſteht aus Vertretern der Inhaber der Stammeinlagen. 
(2) In der Hauptverſammlung gewährt die Beteiligung mit je vollen 100 000 2A —-Stamm⸗ 
einlagen je eine Stimme. 


(3) Die als Vertreter erſcheinenden Perſonen haben, inſoweit ihre Berechtigung zur Vertretung 
nicht bekannt iſt, dieſe durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde darzutun. 


8 23. 


() Der Beſtimmung der Hauptverſammlung bleiben vorbehalten: 

a) die Beſtellung und Abberufung von Vorſtandsmitgliedern; 

b) die Feſtſtellung der Jahresbilanz und die Verteilung des ſich aus derſelben ergebenden 
Reingewinns; 

e) die Entlaſtung des Vorſtandes und des Verwaltungsrats; 

d) die Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Beſchlüſſe des Verwaltungsrats; 

e) die Entſcheidung über Beſchlüſſe des Verwaltungsrats, die auf die Beanſtandung des 
Staatskommiſſars hin ergangen find (§ 19 Abſ. 6); 

f) die Geltendmachung von Schadenerſatzanſprüchen gegen die Mitglieder des Verwaltungs— 
rats wegen Verletzung ihrer Obliegenheiten; 

g) die Abänderung der Satzung. 

(2) In dringenden Fällen findet der Abſ. 5 des § 19 der Satzung ſinngemäße Anwendung. 


8 24. 


(1) Die ordentliche Hauptverſammlung findet alljährlich in den erſten vier Monaten des 
Jahres ſtatt. Eine außerordentliche Hauptverſammlung iſt einzuberufen, wenn der Verwaltungsrat 
oder Vorſtand fie für notwendig erachtet oder wenn die Inhaber von mindeſtens ¼ des Grund⸗ 
kapitals ſie bei dem Verwaltungsrat unter Angabe des Zweckes und der Gründe beantragen. 

(2) Die Einberufungen zu den Hauptverſammlungen erfolgen durch den Vorſitzenden des 
Verwaltungsrats unter Angabe der Tagesordnung durch eingeſchriebenen Brief. Zwiſchen dem 
Tage der Abſendung des Briefes und dem Tage der Hauptverſammlung muß eine volle Woche liegen. 

(8) Die Hauptverſammlung iſt, ſoweit nicht $ 32 eine Ausnahme vorſieht, ohne Rückſicht auf 
die Zahl der erſchienenen Mitglieder beſchlußfähig. 


§ 25. 

(1) In den Hauptverſammlungen führt der Vorſitzende des Verwaltungsrats oder einer ſeiner 
Stellvertreter den Vorſitz. Bei ihrer Abweſenheit übernimmt zunächſt der Alteſte der Anweſenden 
den Vorſitz, eröffnet die Verſammlung und läßt dann den Vorſitzenden wählen. 

(2) Über jede Verhandlung der Hauptverſammlung iſt ein Protokoll aufzunehmen, das von dem 
Vorſitzenden zu unterſchreiben iſt. 


8 26. 


Die Geſchäftsführung, die Bücher und der Jahresabſchluß der Wohnungskreditanſtalt werden 
durch eine von den zuſtändigen Miniſtern nach Anhörung der Oberrechnungskammer und der Anſtalt 
zu beſtimmende Prüfungsgeſellſchaft geprüft. 


8 27. 
() Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 
E) Für die Aufſtellung der Bilanz ſowie der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung gelten die Vor⸗ 
ſchriften des Handelsgeſetzbuchs über Aktiengeſellſchaften entſprechend. 
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8 28. 


() Zur Deckung eines aus der Bilanz ſich ergebenden Verluſtes wird eine Rücklage gebildet, 
der vom Preußiſchen Staate 5 000 000 RM überwieſen werden. 

(2) Von dem in der Jahresbilanz ausgewieſenen Reingewinne fließen zunächſt 25 vom Hundert 
der Rücklage zu. Die Hauptverſammlung kann die Überweiſung bis auf 10 vom Hundert des Rein⸗ 
gewinns herabſetzen. 

() Von dem verbleibenden Reingewinne wird auf das Grundkapital ein Gewinnanteil bis zum 
Höchſtbetrag von 5 vom Hundert ausgeſchüttet. Der Reſt wird gemäß den Beſchlüſſen der Haupt⸗ 
verſammlung zur Bildung weiterer Rücklagen verwendet. 


8 29. 


Durch die Beſtimmung des $ 28 Abſ. 3 wird das Recht der Hauptverſammlung nicht berührt, 
beſondere Überweiſungen zu der Rücklage, die Bildung oder Ausſtattung von außerordentlichen 
Rücklagen, ſonſtige Rückſtellungen und Vortrag auf neue Rechnung zu beſchließen. Desgleichen 
bleibt das Recht der Hauptverſammlung unberührt, den Vorſtandsmitgliedern beſondere Vergütungen 
aus dem Reingewinne zu gewähren. 


8 30. 


Durch die Bilanz ausgewieſene Verluſte werden zunächſt aus den außerordentlichen Rücklagen, 
ſodann aus der geſetzlichen Rücklage (§ 28 Abſ. 1) der Wohnungskreditanſtalt und ſchließlich aus 
deren Grundkapitale gedeckt. Iſt das Grundkapital angegriffen, ſo ſind ſämtliche Überſchüſſe der 
folgenden Geſchäftsjahre dem Grundkapitale ſo lange zuzuführen, bis es wieder aufgefüllt iſt. Bis 
zur Wiederauffüllung des Grundkapitals ruht die Gewinnverteilung. 


8 31. 


Die Bilanz und die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung werden auf Vorſchlag des Verwaltungsrats 
von derjenigen Hauptverſammlung feſtgeſtellt, welche dem Vorſtand und dem Verwaltungsrat 
Entlaſtung erteilt. 

Sie werden unverzüglich im Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht. 


8 32. 


() Beſchlüſſe über Satzungsänderungen der Wohnungskreditanſtalt müſſen in einer Haupt⸗ 
verſammlung, in der mindeſtens ein Drittel der Stammeinlagen vertreten iſt, mit Zweidrittel⸗ 
mehrheit gefaßt werden. Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl der vertretenen Stamm⸗ 
einlagen beſchlußfähig, wenn ſie zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegenſtand 
unter ausdrücklichem Hinweis auf dieſe Beſtimmung berufen iſt. 

E) Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter. 

() Satzungsänderungen find jeweils in der Preußiſchen Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
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